
1/20

Chronologie des Ratsbeschluss in Erkrath

10.05.2012 Registrierung EBI „Right2Water“

22.06.2013 EU verzichtet auf Wasser-Privatisierung (lt. SZ)              

07.07.2013 Privatisierung der Trinkwasserversorgung über CETA & TTIP & TiSA 
wieder aktuell (lt. ersten Zeitungsberichten)

Dez. 2013 Klärung der Bedeutung von CETA & TTIP & TiSA für die Kommune 

04.02.2014   Öffentliche Erklärung der Liga Erkrath 

26.02.2014  Einstimmiger Beschluss des Aufsichtsrates der Stadtwerke Erkrath 

21.02.2014 Bürgerantrag zur Herbeiführung eines Ratsbeschlusses

25.03.2014 Ratsbeschluss gegen CETA & TTIP
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Die Wirkung der transatlantischen 
Handelsabkommen mit Kanada und den USA 

auf
die kommunale Selbstbestimmung und 

Daseinsvorsorge

Erstellt für die Liga Erkrath anlässlich einer öffentlichen Stellungnahme 
zugunsten der Stadtwerke und des Stadtrates im Februar 2014 von             
Enrico Engeln und Norbert Baumgarten
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Bislang ist alles auf den Bürger, 
das Gemeinwohl ausgerichtet 

http://de.wikipedia.org/wiki/Selbstverwaltung
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Schiedsgerichte und die Androhung von 
Klagen durch den Investor sind bestimmend
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Das Subsidiaritätsprinzip als  Blaupause für 
staatliche Strukturen

Richtung 
der Delegationspflicht

Kommunen und Regionen

EU

Bund

Länder

Vereine, Verbände, Kirchen

INDIVIDUUM, FAMILIE, GRUPPE
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Das Subsidiaritätsprinzip 
bedeutet vereinfacht:

Was

der Einzelne, die Familie oder Gruppen und Körperschaften aus 
eigener Kraft tun können, darf weder von einer übergeordneten 
Instanz, noch vom Staat an sich gezogen werden.

Es soll sichergestellt werden, dass

Kompetenz und Verantwortung des jeweiligen Lebenskreises 
anerkannt und genutzt werden.

Das schließt allerdings mit ein, die

staatliche Pflicht, die kleineren Einheiten falls nötig so zu stärken, dass 
sie entsprechend tätig werden können. (Artikel 28 GG)
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Charakteristische Vorteile des Subsidiaritätsprinzip 
werden wirkungslos!
Durch die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzip wird sicher gestellt:

 Keine Doppelstruktur 

 Effizienzsteigerung

 Träger- und Wertevielfalt

 Gelebtes bürgerschaftliches Engagement

 Effektive Versorgung der Erkrather Bürger
Die zentralen Entscheidungen der Schiedsgerichte laufen diesem Prinzip        
zuwider und machen dessen positive Wirkung zunichte!
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Auswirkung auf die Kommunen
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Auswirkungen auf die Kommunen

 Standstill-Klausel und Ratchet-Klausel 
Alle drei Handelsabkommen enthalten diese Klauseln. 

 Die Standstill-Klausel besagt, dass nach einer Einigung der erreichte 
Status der Liberalisierung nicht mehr aufgehoben werden darf.

 Die Ratchet- Klausel (Sperrklinke) besagt, dass einmal privatisierte 
Unternehmen nicht mehr rekommunalisiert werden dürfen.
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Auswirkungen auf die Bürger

 Standstill-Klausel und Ratchet-Klausel 
Alle drei Handelsabkommen enthalten diese Klauseln. 

 Sind die Verträge unterschrieben, gibt es kein zurück mehr!

 Späteres Wehklagen wie, „das haben wir doch nicht gewusst und nicht 
gewollt“ und „wie konnten die nur“ wird alles nicht mehr helfen. 

 Helfen wird später nur viel Geld. Wer viel Geld hat wird auch zukünftig eine 
gute Versorgung und die Wahl haben. 

 Wer nicht viel Geld hat oder etwas abseits wohnt, wird uninteressant sein 
für die privaten Anbieter.  
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Aktuelle Zitate aus Wissenschaft und Politik

 Susan George, (franz. – amerik. Politikwissenschaftlerin und 
Präsidentin des Rates des Transnational Institutes (Internationales 
Institut, 1973 in Amsterdam gegründet) in „Was tun?“ Sendereihe auf 
Arte TV in 2013 zitiert Sie Adam Smith (1723-1790) renommierter 
Wirtschaftswissenschaftler und Vertreter des freien Marktes             
„Die Herrschenden wollen alles für sich und nichts für die anderen!“
und weist darauf hin, dass dieser Macht nur durch Allianzen der 
Menschen begegnet werden kann, denen das Gemeinwesen etwas 
bedeutet.

 Dagmar Roth-Behrendt, SPD Vizepräsidentin des Europäischen 
Parlament im TV – Beitrag von Monitor zum transatlantischen 
Handelsabkommen am 30.01.2014: „Dann lösen wir das europäische 
und viele nationale Parlamente auf und lassen es gleich die Industrie 
und den Handelskommissar …..selbst machen.“
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Was tun?
Konkrete Möglichkeiten auf unterschiedlichen Ebenen
 Durch die Teilnahme an öffentlichen Kundgebungen sichtbar machen, 

dass für viele Bürger Demokratie wichtig ist.

 Wir können für das, was für uns bedeutsam ist durch öffentliche 
Erklärungen eintreten. Wirkungsvoll ist dies, wenn es von lokalen 
Bündnissen, wie z. B. der Liga Erkrath, per Presseerklärung erfolgt. 

 Bürger können durch Mitzeichnung öffentlicher Aufrufe 
(Unterschriftensammlungen) wie beim neuen EBI gegen CETA & TTIP & 
TiSA deutlich machen, dass ihnen die über Jahrhunderte mühselig 
erkämpften Bürgerrechte wichtig sind.

 Bürger können von ihrem Recht des Bürgerantrages gebrauch machen.

 Bürger können eine Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungs-
gericht einreichen oder einer solchen Beschwerde beitreten.
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Grundlegende Quellen
der ursprünglichen Power Point vom Februar 2014

 Le Monde diplomatique 8/11/13 „TAFTA – die große Unterwerfung“             
Autorin: Lori Wallach, Juristin für Handelsrecht u. Leiterin der weltgr. Verbraucherschutzorganisation (Public 
Citizen´s Global Trade Watch in Washington/USA

 Der Freitag 27/11/13 „So wird Demokratie geschreddert“                                 
Autor: George Monbiot Kolumnist in „The Guardian“ GB

 Süddeutsche Zeitung Juli 2013 „Der Investor ist unantastbar“                         
Autor: Fritz Glunk Herausgeber „Die Gazette“

 Verdi Dezember 2013 Bundesverwaltung „Angriff auf Löhne, Soziales und 
Umwelt“

 Hans Böckler Stiftung 15/10/13 „TTIP Wagnis für wenig Wachstum“             
Autorin: Dr. Sabine Stephan, IMK

 Peter Gauweiler CSU – stv. Parteivorsitzender im Bundestag 17/01/14            
Zur Bedeutung des TTIP für die Kommunen    www.peter-gauweiler.de/pdf/Rede%2017.01.14.pdf

 Aktuelle Übersicht zu wichtigen Publikationen: www.attac-Koeln.de/koeln/freihandelsfalle


